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Kbonnements- Bedingungen.
Die Halleſche Reform““ erſcheint am 1. und 15. jeden Monats. Der Abonnementspreis beträgt in Halle frei in's Haus 1 Mk. 50 Pfg. Durch die Poſt: 1 M. 62 Pfg. inkl.
Beſtellgeld. (PoſtZeitungsliſte Nr. 3398.) Durch Kreuzband bezogen 2 Mk. 25 Pfg. für drei Monate. Einzelnummer 20 Pfg. Jnſerate: Die fünfgeſpalten PetitZeile 20 Pfennig

Alle Sendungen ſind an Redakteur C. Schröder, in Halle a. S. Mittelſtraße 6 zu richten.

Halle a. 5., den 15. Juli 1913.

An hie Geſchäftslwelt.
Der Gelchäftsmann macht im Erwerbsleben durchweg in Bezug auf das Krecitgeben üble Erkahrungen; denn diejenigen ſind gezählt, die überhaupt

nur gegen Kalle verkaufen können. Mag der Geſchäftsbetrieb noch ſo klein ſein, auch der kleinſte Handwerksmeiſter wird von Kunden zuweilen Zahlung auf
dem gewöhnlichen Wege nicht erlangen, ſo hat er mit (chwer einbringlichen Außenſtänden zu rechnen.

Wie viele Wege, Schreibarbeit, Sorgen und Arger, vor allem aber wieviele Koſten werclen clem Kreditgeber durch ſolche Leute verurlacht, die nicht
daran denken, ihre Schulden zu bezahlen. Und nicht immer ilt dabei der Geſchäftsmann, der Kreclitgewährende, ganz frei von Schuld.

Mangelnde Umſlicht, alte Gewohnheit und wohl auch Hachläſſigkeit beſonders der kleinen Geſchäftsleute unch Handwerker unterſtützen dieſe
läſligen unch böswilligen Schuldner. Die üble Gewohnheit beſteht darin, dem Auftraggeber ocler Käufer erſt nach Wochen oder Monaten, oft ſogar nach einem
Vierteljahr eine Rechnung zu übermitteln, ſtatt lie lokort nach erfolgter Ceiltung ocler Lieferung bezw. mit der beltellten Ware zu überlenclen. Mangelnde
Umlicht in der Führung der Gelchäkte und Geſchäftsbücher verhindern eine Kontrolle der Außzenſtäncle und ſincl Urſache, daß ein Schuldner oft erſt dann ge
mahnt wird, wenn er bereits über alle Berge ilt. So entltehen Verluſte, die ſchon manchen um ſeine Exiltenz und an den Bettelltab gebracht haben.

Wehe, wenn ein Gelchäktsmann es dann verluchen will, ſeine Forderung vor Gericht geltenck zu machen, dann begegnet er in erſter Linie cler
„Prozeßlüge“. Die Schuldner fördern alle möglichen kaulen und verwerflichen Ausreden zutage um ſich Zeit zu verſchakken. So wircl häukig der Prozeßſtoff
durch Vertreter, bei denen „Prozeßtaktik“ und „Anpaſſung“ nicht ausbleiben kann, lchief und entſtellt dem Richter vorgetragen. Die meilt mangelhaft ge
führte Buchkührung liekert keinen licheren Beweis. Aus dielem Beweggrunde wollen wir der Geſchäftswelt ermahnend zuruken:

Beachten Sſe! Zeitgemäße Winke. Beachten Sie!
Vernunft und Gerechtigkeit, das ſind zwei Faktoren, die der Stand der Träger einer idealen Cebensanſchauung der Mittelltand ſich

ſtets vor Augen halten ſoll, es darf im Volke nicht jegliches Gefühl für das, was Recht iſt, abhanclen kommen. Dacdhurch, daß das Vertrauen zu unſerer
Rechtspflege im Volke immer mehr verſchwinclet, Treue unch Glaube durch Mißtrauen erſetzt wird. wird das Vertrauen zur Rechtspklege nicht geſteigert.
Der Grund ilt darin zu ſuchen, daß das Volk noch nicht mit den Beſtimmungen des Bürgerlichen eng verwachſen ilt, was auch ſobalch nicht vor
kommen wird weil kortgeletzt neue Geletzes Beſtimmungen ausgeklügelt werden, die das Volk in ſeinem Denkvermögen immer mehr verwirren.

Wenn auch im Notkalle der gelunde Menſchenverſtand lehrt was Recht uncl Unrecht ilt, auch der wohlmeinende Freund und Nachbar der
Anſteit vbeipklichtet, lo tet im Geſetz doch ökter anclers gelchrieben, darum ſoll man nicht in Kechtsſtreitlachen ſeinen gelunden Menlchenverſtand

fragen, londern ſich Information holen in der

RechtsAuskunftſtelle für en Mittelſtand in halle a. S., Mittelſtraße 6
Sprechſtunden auch Sonntags von 9 12 Uhr.

Gegen angemeſſene Gebühren werden Auskünfte über alle Rechtsfragen erteilt; Einziehung von Forderungen, auch völlige Prozeß
Führung bei den Amts und Landgerichten übernommen; Verträge jecler Art; Teſtamente entworken; Hußergerichtliche Vergleiche

herbeigekührt Buchkührung zum Hachweiſe für die EinkommenſteuerVeranlagung übernommen. e 42
Der Mittelſtandsbund (trebt kür das Wohlergehen der mittleren Standes- und Berufsgruppen, kür Aufklärung auf allen Gebieten des wirt

ſchaktlichen und politiſchen Lebens des deutſchen Volkes. Da für den Mittelltand Hilfe von oben nicht zu erwarten iſt, muß er ſeine Charakterkeltigkeit
vetätigen und ſich ſelber helfen. Da aber Unkenntnis des Geſetzes nicht vor dem Keinfall ſchützt, bietet der Mittelltandsbund dem Unkundigen
eine Stelle, wo er Belehrung kindet, was er zu tun und zu lallen hat. Man komme aber nicht erſt kragen, wenn es 2u ſpät iſt.

Der Vorſtand des Mittelſtandsbundes für Halle a. S. und den Saalkreis.
C. Schröder, Vorlitzender.

Ur. 16. 20. Jahrgang

Bitte weiter verbreiten!

Jedes Jahr im September erſcheint das

Orientierungs Buch für Haus und Geſchäft.
Ein praktiſcher Ratgeber in den das alltägliche Leben berührenden Rechtsfragen. Zugleich Führer zu empfehlenswerten Geſchäkten. Wir bitten die

Geſchäftsleute, uns in unſerem Unternehmen tatkräktig unterſtützen und Geſchäktsanzeigen rechtzeitig zur Verkügung ſtellen zu wollen. DIE REDAKTION.

Der Mittelſtandsbund für Halle a. S. und Saalkreis iſt am s. September 1905 gegründet,
Bürger, welche ſich dielem anzuſchließen gewillt lind wollen lich melden in cer Geſchäftsſtelle Mittelſtraße 6 l.

Anſoziale Juſtiz!
Jn der heutigen Zeit beginnt man bei Regelung

der Beziehungen der Menſchen zueinander immer mehr
die ſozialen und wirtſchaftlichen Momente zu beachten.
Auch in der Juſtizpflege ſollte man hierauf ſein Augen
merk richten und zumal bei der in Ausſicht ſtehenden
Reform unſerer Zivilprozeßordnung in zwei Punkten
Abhilfe ſchaffen, wo Mißſtände beſtehen, die nicht oft
genug öffentlich beleuchtet werden können. Der eine
betrifft die übertriebene Ausdehnung des Anwaltszwangs.
Bekanntlich iſt die Zuziehung von Anwälten wegen

der Umſtändlichkeit des Verfahrens und der geringen
Rechtskenntnis des Volkes durch die Zivilprozeßordnung
von 1877 für alle Rechtsſtreitigkeiten vor den Land
gerichten und den Gerichten höherer Ordnung vorge-
ſchrieben. Sie iſt auch, ſofern die Sachen ſchwierig
liegen, und insbeſondere ſtreitig werden, nicht zu ent
behren. Aber bei den Landgerichten und zumal bei
den ihnen angegliederten Kammern für Handelsſachen,
wo zwei kaufmänniſche Beiſitzer und ein Richter Recht
ſprechen, hauptſächlich über Wechſel- und Kaufklagen,
werden nicht nur ſchwierige Prozeſſe erledigt. Eine
große Menge unſtreitiger Sachen, in denen die Be

klagten einfach nicht erſcheinen oder den Anſpruch gleich
anerkennen, wird hier durch Verſäumnis und An
erkenntnisurteil abgemacht. Ueber die Anzahl ſolcher
Sachen gibt die amtliche Deutſche Juſtizſtatiſtik leider
keine Auskunft. Man ſchätzt aber gering gerechnet,
ſolche einfachen Prozeſſe, deren Klagen meiſt formular
mäßig hergeſtellt werden, auf 40 Proz. von allen
handelskammerlichen und 25 Proz. von den ſonſtigen
landgerichtlichen Sachen. Das macht z. B. für 1909
über 120 000 aus. Viele Millionen Mark müſſen auf
dieſe Weiſe einem verkehrt durchgeführten Prinzip zu
Liebe wegen Sachen, die tatſächlich und rechtlich



Bagatellſachen ſind, von den Schuldnern oder den
Gläubigern, falls ſie wie ſo oft von den Beklagten
keinen Erſatz erhalten können geopfert werden. Eine
volks wirtſchaftliche Vergeudung!

Es iſt nicht einzuſehen, weshalb in allen dieſen
einfachen landgerichtlichen Sachen überhaupt eine Ver
tretung der Partei durch einen Rechtsanwalt erforderlich
iſt. Weshalb darf der Kläger ſolche Klage nicht
ſelber herſtellen und ſie vor Gericht vortragen? Warum
muß der Beklagte, der den Anſpruch vollkommen an
erkennt, hierzu ſich der Hilfe eines Anwalts bedienen
Warum ſollen weiter die Parteien, die ſich außergexicht
lich geeinigt haben aber zur Sicherung des Klägers
den Vergleich zu Protokoll des Prozeßgerichts geben
wollen, hierzu erſt zwei Rechtsanwälte beſtellen? Neben
ſolchen unſtreitigen Sachen erſcheint aber auch bei
einfach liegenden Prozeſſen, die ſtreitig werden, eine
Vertretung durch Anwälte bei den Landgerichten kaum
geboten. Man denke an die ſehr zahlreichen Klagen,
die auf Zahlung eines Kaufpreiſes für gelieferte Waren
gerichtet ſind, und bei denen der Beklagte lediglich die
Höhe des Preiſes bemängelt. Es würde einen großen
Fortſchritt bedeuten, wenn ſolche unſtreitige und ein
fache ſtreitige Sachen vor den Landgerichten ohne
Anwälte erledigt werden könnten. Direkt ſeltſam iſt
es beim landgerichtlichen Verfahren, daß auch ſolche
Perſonen, die abſolut rechtskundig ſind, doch einen An
walt nehmen müſſen. Wie kann man es rechtfertigen,
daß öffentliche, zum Teil aus rechtsgelehrten Mit-
gliedern beſtehende Behörden für ihre Prozeſſe einen
Anwalt heranziehen müſſen? Wie kommt man dazu,
daß Perſonen die ſelbſt Rechtswiſſenſchaft ſtudiert
haben, ſich hilfeſuchend an einen Anwalt wenden
müſſen? Welche Vergeudung von Zeit und Geld iſt
es nicht, daß die ungezählten Vereinigungen mit ihren
juriſtiſchen Beratern, die vielen großen Unternehmungen,
wie Banken 2c., mit ihren Syndicis ebenfalls dem
Anwaltszwang unterliegen? Es iſt ja geradezu bizarr,
daß der Juſtizfiskus auf einen Schadenerſatz verklagt,
oder ein berühmter Rechtslehrer, in einen Bauprozeß
verwickelt, mit der Wahrnehmung ihrer Rechte einen
Anwalt betrauen müſſen.

Zu ähnlicher Betrachtung regt die Regelung des
S 91 P. O. an, die zur Koſtentreiberei führt. Es
iſt hier als ſtarres Prinzip vorgeſchrieben, daß der
unterliegende Teil auf jeden Fall, auch im amtsgericht
lichen Verfahren und bei der kleinſten Streitſumme,
die Gebühren und Auslagen des gegneriſchen Anwalts
zu erſtatten hat. Dieſe Beſtimmung verleitet zur Ein
reichung einer ungeheuren Anzahl von Klagen in
Sachen, die ebenſo gut im Wege des einfachen und
billigen Mahnverfahrens erledigt werden könnten. Die
Folge davon iſt eine Belaſtung der Schuldner und
auch der Gläubiger, die doch oft keinen Erſatz von den
Beklagten erlangen können, mit Millionen von Koſten
ſowie eine übermäßige Jnanſpruchnahme der öffentlichen
Sitzungen der Gerichte mit ſolchen Bagatellen. Jedem
Praktiker werden Kreditvereine, Banken, Genoſſen
ſchaften, Verſicherungsgeſellſchaften bekannt ſein, die
ihre zahlreichen unſtreitigen Sachen nach einer brieflichen
Mahnung alsbald einem Anwalt übergeben. Dieſer
beſchreitet, anſtatt das Mahnverfahren einzuleiten, nicht
ſelten den Weg des Prozeſſes, den meiſt ein Verſäumnis
oder Anerkenntnisurteil oder auch eine Klagezurück
nahme beſchließt.

Es iſt ein Verſtoß gegen das ökonomiſche „ABC“,
daß das Geſetz dem Gläubiger geſtattet, unter ver
ſchiedenen Wegen zur Beitreibung einer Forderung
ohne weiteres den teuerſten zu wählen. Das Gebot
der ſozialen Moral verlangt, dem Schuldner keine
größeren Koſten zu machen, als es unbedingt zur Er
reichung des Zweckes erforderlich iſt. Das einfache und
billige Mahnverfahren iſt jetzt ſo eingerichtet, daß jeder
Gläubiger bei unſtreitigen Forderungen in derſelben
Zeit, in der er durch einen Anwalt ein Vexſäumnis-
urteil erlangt, einen Zahlungs und Vollſtreckungs
befehl erhalten kann. Allerdings kann ja der Schuldner
gegen einen Zahlungsbefehl Widerſpruch erheben und
ſo die Ueberleitung in das ordentliche Verfahren er
zwingen. Hierdurch gewinnt er etwas an Zeit, als
wenn gegen ihn die Klage gleich eingereicht wäre. Aber
es handelt ſich nur um eine geringe Zeitſpanne, die
durch noch ſchnellere Behandlung der Mahnſachen
ſeitens der Gerichte überhaupt beſeitigt werden könnte,
und nur um einen kleinen Teil der böswilligen Schuldner,
die auch ſonſt alle Kunſtgriffe anwenden, um ſich von
ihren Schulden und den Koſten zu drücken. Dieſe
Koſtentreiberei iſt ein wirkliches Prozeßelend und zum
großen Teil, wie Martin Bürgel in ſeiner leſenswerten
Broſchüre Die vogelfreien Schuldner“ (Berlin 1912)
ausführt, mit Veranlaſſung zu der Schuldnernot und
Gläubigernot! Wenn es auch mangels einer zuverläſſigen
Statiſtik von Bürgel übertrieben ſein mag, daß die
deutſchen Schuldner jetzt jährlich 30 Millionen Mark
für die gerichtliche Feſtſtellung von etwa 50 Millionen
Mark Forderungen aufzubringen haben, die ſie gar
nicht beſtritten haben, ſo ſieht man doch daraus, welche
Volkswirtſchaftliche Vergeudung in dieſer Hinſicht ge
trieben und welche ſoziale Unmoral hierdurch gezeitigt
wird. Abhilfemittel werden in neuerer Zeit daher auch

vorgeſchlagen (wie Einrichtung von Stundungsämtern)
und verſucht (wie Belehrung über das Mahnverfahren
und Einrichtung von Einziehungsgenoſſenſchaften). Aber
eine radikale Beſſerung läßt ſich nur im Wege der
Geſetzesänderung erreichen. Entweder müßte man das
Mahnverfahren obligatoriſch machen oder es müßte
dem Gläubiger, falls ihm beide Wege (Mahnverfahren
und Klage) offen bleiben, verſagt werden, daß er im
letzteren Fall die Koſten des Rechtsbeiſtandes, zumal
in den unſtreitigen Sachen, erſtattet erhält. Beides iſt
in anderen Ländern ſchon längſt eingeführt und kann
uns zum Vorbilde dienen. Möge man endlich bei der
allmählich näher rückenden Reform der Zivilprozeß
ordnung, die dem Volke hoffentlich ein einfaches, billiges
und ſchnelles Verfahren bringt, auch dieſen beiden
Problemen näher treten und Schäden ausmerzen, die
namentlich dem Mittelſtande ungeheure Opfer auf
erlegen.

Halle.
Geht das nicht zu weit? Ein Geſchäftsmann

hat ein Lokal gemietet, läßt das von ſeinem Vorgänger
benutzte Firmenſchild ſchwarz überſtreichen um ſeine
Firma darauf ſchreiben zu laſſen. Das Schild bleibt
nach wie vor an der Wand befeſtigt. Als der Maler
mit dem Anfangsbuchſtaben B fertig iſt, ſchüttelt ihn
ein Polizeibeamter von der Leiter, fordert Vorlegung
der polizeilichen Genehmigung und, da er ſowie der
Ladeninhaber dies nicht kann, muß er die Arbeit ein
ſtellen. Auf einmal iſt das Firmenſchild nicht mehr
vorſchriftsmäßig, es ſoll das Straßenbild verunzieren.
Wir meinen, daß derartige Maßnahmen zu ſcharf in
die Bürgerrechte eingreifen. Wenn ein neues Schild
angebracht worden wäre, dann ließe ſich wohl nichts
ſagen, wenn man aber das Straßenbild in den Haupt
ſtraßen mit der Ausverkaufsreklame betrachtet, ſollte
man da nicht eine Verunzierung des Straßenbildes
herausfinden? Durch das ſtrenge polizeiliche Vorgehen
werden die Maler in ihrem Erwerb ſchwer geſchädigt,
das ſollte man in Erwägung ziehen. Die Allgemein
heit kümmert das verflucht wenig, jedoch allzu ſchroffes
Vorgehen erzeugt am Ende doch großen Unwillen, dar
um etwas mehr Nachſicht!

Der Magiſtrat hatte im vorigen Jahre den
Fleiſchhandel begonnen, angeblich den minderbemittelten
Bürgern das Fleiſch um einige Pfennige billiger liefern
zu können als die vermeintlich nimmerſatten Fleiſcher.
Eine Ueberſicht, wie er bei dem Handel gefahren hat
er den Steuerzahlern noch nicht geboten, oder geht
denen dies nichts an? Der Menſch lebt aber nicht
vom Fleiſch allein, er will auch Gemüſe und Obſt ge
nießen das auf dem Wochenmarkte kaum zu bezahlen
iſt. Die Hokenweiber machen die hohen Preiſe, welche
ſie damit begründen, es gibt nicht viel. Zum Teufel
auch, warum wird denn das wenige nicht zu ange
meſſenen Preiſen verkauft? Wenn es alle iſt, dann iſt
es eben alle, die Hauptſache aber iſt, daß ſich jeder an
den Früchten laben konnte. Die hohen Kirſchenpreiſe
rechtfertigen die Marktweiber damit, daß die Plantagen
pächter die Pacht zu hoch getrieben haben, ſonach muß
der Städter die Dummheit der Obſtpächter mit ſeinem
Gelde büßzen. Trotzalledem ſitzen eine Unmenge Weiber
mit Kirſchen, Erdbeeren 2c. auf dem Markte und barmen,
nichts zu verdienen. Das glaube ihnen wer mag.
Warum ſchreitet hier der Magiſtrat nicht ein?

Wir machen die Naſſauer der „Reform“ darauf
aufmerkſam, daß die heimliche Aneignung der Zeitung
in den Lokalen Diebſtahl iſt. Die Wirte ſollten auf
ſolche Diebe beſſer aufpaſſen und ſie zur Anzeige bringen.
d das Blatt leſen will, mag die Mk. 1,50 daran
wenden.

Es iſt doch auffallend, daß in den Berichten
der Tageszeitungen über die Verhandlungen Pfeiffer

Rechtsanwaltsbüro, wo die Verträge geſchloſſen wurden.
Dieſe Genofſenſchaft m. b. Hintergedanken hat es recht
ungeſchickt angefangen, wogegen es die andere, wozu
ein früherer Magiſtratsſekretär, früherer Kohlenhändler
und Architekt gehört, ſchlauer iſt, an dieſe iſt nicht ſo
leicht heranzukommen.

Ein Schwimmbad bekommen wir nun ſicher,
um aber den Charakter der Großſtadt voll und ganz
zu erwecken, muß noch eine Markthalle geſchaffen werden,
ferner muß Fremdenverkehr geſchaffen und wohlhabende
Leute herangeholt werden, denn mit dem erdroſſelten
Mittelſtande, dem Arbeiterheer und den Schacherjuden
wird Halle ſich nie und nimmer zur Großſtadt erheben.
Der Dalles, welcher in unſerer Stadt vorherrſcht, wird
ſich kaum wieder heben, die Stadt hat zu viel wohl
tuende Beamte, die im Konſum kaufen, auf deren
Kundſchaft iſt alſo nicht zu rechnen, der Michel darf
nur dazu beitragen, daß den Herren der Gehalt pünkt
lich gezahlt werden kann.

Der Mittelſtand hat wirklich nichts davon, wenn
fortgeſetzt Defizitanſtalten errichtet werden eine Stadt
halle ſteht wohl noch in Ausſicht.

und Gen. immer wieder zu leſen ſteht. Wir waren im

Schlechte Ausſichten
bei der Mitteldeutſchen Verſicherungs-

Aktien- Geſellſchaft zu Halle a. S.
Zum Exempel dafür, was ſich das Großkapital

ſeine „Gründungen“ koſten läßt, gibt der bisherige
Geſchäftsverlauf der vor 4 Jahren inſtallierten Mittel
deutſchen VerſicherungsAktien Geſellſchaft zu Halle a. S.
einen klaſſiſchen Beweis.

Damals graſſierte in Deutſchland auf dem Gebiete
des Verſicherungsweſens ein nicht enden wollendes
Gründungsfieber, ſpeziell in der Feuerverſicherung.
Auch Halle mußte mit einer Feuer-VerſicherungsGeſell
ſchaft beglückt werden, nicht, um einem gefühlten Be
dürfnis abzuhelfen, ſondern weil einige „Gernegroße“
die Zeit für gekommen hiellen, nun endlich ihr Licht
unter dem Scheffel hervörzuholen, umſomehr, als ſie
glaubten, ſich mit Erfolg im Verſicherungsweſen bereits
betätigt zu haben. Die hierzu notwendigen, opfer
willigen Aktionäre waren in der Perſon mehrerer
Halleſcher Bankiers und Rechtsanwälte bald gefunden,
und man zeichnete als Aktienkapital im Jahre 1909
zunächſt Mk. 3 000 000, wovon 25 Mk. 750000
bar zur Einzahlung gelangten. Ferner wurden der
Geſellſchaft à fonds perdu Mk. 240 000 als weiterer
Betriebszuſchuß überwieſen. Jm erſten Rechnungsab
ſchluß (1909), allerdings nur 21, Monate, erzielte die
Geſellſchaft eine Prämieneinnahme von Mk. 13 980,
der gegenüber die Verwaltungskoſten Mk. 80 564 be
trugen!

Bei dieſer eigenartigen Ouverture waren die Fach
leute recht geſpannt auf den vollen Jahresbericht pro
1910. Jn dieſem Jahre ſtieg die Prämieneinnahme
auf M. 145 223, die Verwaltungskoſten auf M. 165 731.
Der gezeichnete Organiſationsfonds ſchmolz zuſammen
auf Mk. 63 633. Aus dieſem Bericht konnte man ſchon
mit erſchreckender Deutlichkeit erſehen, daß das Unter
nehmen nicht den Erfolg zeitigte, den man ſich ver
ſprochen hatte.

Der Bericht des Geſchäftsjahres 1911 zeigt dann
auch die Beſtätigung des Vorhergeſagten, indem das
Aktienkapital von Mk. 3 000 000, welches an und für
ſich ausreichend iſt, um Mk. 2000 000, auf
Mk. 5 000 000 erhöht werden mußte um weitere
Kapitalien flüſſig zu machen. Erneut wurden der
Geſellſchaft, das war der Hauptzweck der Erhöhung,
a fonds perdu Mk. 240 000 als Betriebsmittel ge
geben. Jm Geſchäftsjahr 1911 ſtieg die Prämienein
nahme auf Mk. 566 266, die Verwaltungskoſten auf
Mk. 257 191. An Schäden mußten gezahlt werden
Mk. 281551, und an Rückverſicherungsprämien
Mk. 190 192. Auch dieſer Bericht zeigte die nicht
ausreichenden Erfolge des Unternehmens nach jeder
Richtung hin. Glaubte man, daß die Geſellſchaft es
doch noch fertigbringen würde, ihr Ziel zu erreichen,
welches nach Bewilligung ſolch großer Opfer eigentlich
mit Leichtigkeit zu erreichen war, ſo beweiſt der letzte
Bericht (1912) den Zuſammenbruch aller in das Unter
nehmen geſetzter Hoffnungen.

Die Prämieneinnahme betrug Mk. 737 317, die
Schäden ſchon Mk. 413 950, die Verwaltungskoſten
aber Mk. 347 937. Der auf Mk. 50 000 wiederum
zuſammengeſchmolzene Organiſationsfonds iſt nach der
Fußnotiz im Rechnungsabſchluß im laufenden Ge
ſchäftsjahr wiederum um Mk. 300 000 erneut erhöht
worden, um den drohenden Eventualitäten zu entgehen.
Die vorhandene bedeutende Unterbilanz wird hiermit
gedeckt. Man kann die bisherigen Erfolge der Ge
ſellſchaft, und hauptſächlich den letzten Rechnungsabſchluß

als ein non plus ultra im Feuerverſicherungsweſen
betrachten. Was den Herren Aktionären die Gründung
bisher gekoſtet hat, und zwar, ohne daß irgendwelche
ſichtbare Zeichen auf ſpäteren Erfolg vorhanden wären,
zeigt nachſtehende Darſtellung:

Es wurden verpulvert:

I. Organiſationsfonds 1909 S

on 1100003. 1912/18 300000Mk. 780 000
Außerdem

4. An Zinſen, Kapitalerträgen pro 1912/13 Mk. 158 947

5. An Nebenleiſtungen der Verſicherten 8 340
Mk. 977 387

Hierzu kommen noch aus dem Bericht nicht klar
zu erſehende Proviſionen für Ueberweiſungen an andere
Geſellſchaften und Abſtriche auf Schäden, Ermittlungs
koſten 2c., ſodaß bisher ohne die Prämien der Ver
ſicherten das runde Sümmchen von Mk. 1000 000
extra durch die Hand der geſchäftsführenden Direktion
geglitten iſt. Und was iſt dem gegenüber geſchaffen

Von 1911 zu 1912 erhöhte ſich die Prämienein-
nahme von Mk. 566 000 auf Mk. 737 000, alſo um
ca. Mk. 170 000, um ca. 30 Prozent. Die Aus
gaben für Schäden dagegen von Mk. 281 000 auf
Mk. 414 000, um bald 100 Prozent in die Höhe ge
gangen. Das Geſchäft hat ſich alſo ſeinem inneren
Gehalte nach rapid verſchlechtert. Nette Zukunftsaus
ſichten für die Aktionäre! Dabei iſt zu beachten, daß
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das Bild noch um einige Nuancen düſterer wäre, wenn
die Mitteldeutſche nicht durch Rückverſicherungsver
bindungen (geſchaffen durch ihre Aktionäre) Zuweiſungen
erhielt, die ſo gut wie keine Erwerbskoſten bedingen.

Jn der Regel verfährt die eine Geſellſchaft alimen
tierende Rückverſicherung kurz vor Jahresſchluß derart,
daß ſie eine entſprechende Summe für ſchnell überwieſene
Rückdeckungen, um die ſchlimmſten Folgen abzuwenden,
hergibt. Ob dies bei der Mitteldeutſchen geſchehen,
bleibt dahingeſtellt. Feſtſtehen dürfte aber, daß die
Mitteldeutſche nur ein kleines direktes, dafür aber ein
umfangreiches Rückverſicherungs und Ueberweiſungs-
geſchäft beſitzt, was ſich aus der geringfügigen Höhe
der eigenen Rückdeckung und aus den ſich gleichbleiben
den, ziemlich geringen Einnahmen an Policegebühren
ergibt. Trotz bedeutender Erhöhungen der Prämien-
einnahme (in einem Jahre um Mk. 150 000) ſind die
Nebenleiſtungen der Verſicherten an Policekoſten gegen
das Vorjahr noch um Mk. 200 gefallen.

Was die Höhe der Ueberträge für nicht voll ver
diente Prämien (Prämienreſerve) anbelangt, ſo ſind
dieſe unter Beachtung der hierfür von anderen Geſell
ſchaften eingeſetzten Summen bei der Mitteldeutſchen
überaus ſchwach. Sie betragen noch nicht einmal
30 Prozent, während ſie bei jungen Unternehmen ſonſt
durchweg 45, und bei älteren bis 100 und mehr
Prozent betragen. Ausgiebige Reſerveſtellung iſt aber
das Rückgrad eines jeden ſoliden Verſicherungsunter
nehmens, und es wird ſich ſchwer rächen, wenn die
Mitteldeutſche ein anderes Verfahren einſchlägt. Jede
Erhöhung der Reſerven hat allerdings auch eine Er
höhung des jeweiligen Verluſtes im Gefolge, und aus
dieſem Grunde wird bei ſchwachen Unternehmen eben
die Reſerve immer auf das geringſte Maß zurückge
ſchraubt. Bei der Mitteldeutſchen allerdings iſt auch
dieſes Mindeſtmaß kaum erreicht.

Wenn man auch der Leitung der Geſellſchaft die
bona fides nicht abſprechen will, ſo dürfte dennoch
als erwieſen feſtſtehen, daß für das Unternehmen jeder
Reſonanzboden fehlt.

Es iſt eben in der jetzigen Zeit nicht leicht, eine
Gründung auf dem Verſicherungsgebiete mit Erfolg zu
halten und in ausſichtsvolle Bahnen zu lenken.
Außer Verwaltungstechnik gehören nicht unbedeutende
aquiſitoriſche und organiſatoriſche Talente dazul Wir
haben uns in Verſicherungskreiſen umgehört und ſind
dort allenthalben der Meinung begegnet daß bei den
enormen Summen, die die Mitteldeutſche zum Wirt
ſchaften erhielt, doch etwas ausſichtvolleres geſchaffen
werden mußte, als wie es jetzt vorliegt. Es wird in
dieſen Kreiſen die Mitteldeutſche allenthalben als ein
totgeborenes Kind betrachtet, das aller Vorausſicht
nach ihren Aktionären noch manche Stange Gold
koſten dürfte.

Nah und Fern.
Dem Reichskanzler v. Bethmann Hollweg

ſoll in Anerkennung ſeiner Verdienſte um das Zuſtande
kommen der Wehrvorlage eine Rangeserhöhung ange
tan werden. Kürzlich wurde er zum Generalleutnant
in partibus fidelium ernannt. Wahrſcheinlich wird
er ſetzt kommandierender General der Kriegsvölker
des Reichstags, natürlich nur honoris causa.

Zum preußiſchen Kriegsminiſter wurde Ge
neralmaſor“ v. Falkenhayn, Chef des Generalſtabs des
IV. Armeekorps, alſo ein vollſtändiger homo novus,
auf den kein Menſch geraten hatte, ernannt. Er iſt
erſt 51 Jahre alt, demnach der jüngſte Kriegsminiſter,
den Preußen ſeit Menſchengedenken gehabt hat.

Die Tagesgelder für Schöffen und Ge
ſchworene wurden vom Bundesrat auf 5 Mk. pro Tag
und Naſe feſtgeſetzt.

Würzburg kann auf eine Maſſenpleite zurück
blicken. Umgeſchmiſſen hat in dieſen Tagen die Bank-
firma Ferdinand Hanauer. Der Zuſammenbruch der
ſelben iſt eine Folge der Jnſolvenz der Weinfirmen
Salin Co. in Dettelbach, Joſef Stern Henninger,
Roth Co. in Würzburg. Zum Handkuß dürften
wie gewöhnlich hauptſächlich nur chriſtliche Gläubiger
kommen. Die Juden ſind unſer Unglück! (Luther.)

Jn Nr. 67 der polniſchen Zeitſchrift für
Sachſen und die preußiſchen Nachbarprovinzen „Gazeta
Lipska“ iſt zu leſen: „Ein Pole aus Leipzig ſandte
ſeinem Freunde in Mainz, der dort beim Militär ſteht,
eine Karte, die eine Dame im Seſſel ruhend darſtellt.
Die Karte iſt die Reproduktion eines bekannten Bildes
des polniſchen Malers Wojcich Koſſak. Die Karte
wurde aber dem Adreſſaten nicht ausgeliefert, ſondern
nach Leipzig geſandt mit folgender Randbemerkung:
„Die Kompagnie verweigert von jetzt ab grundſätzlich
die Annahme von Poſtſendungen mit polniſcher Schrift.
Jm Auftrage des Kompagniechefs. (AUnterſchrift.)
Nun iſt aber zu bemerken, daß das einzige Polniſche
auf der ganzen Karte waren: „Herausgegeben vom
Salon polniſcher Mütter in Krakau Das arme
deutſche Vaterland, wenn ſchon eine harmloſe polniſche
Verlagsbemerkung auf einer Karte ſo gefährlich iſt,
daß die Karte einem Polen, der die deutſche Uniform
tragen muß, nicht ausgehändigt werden darf! O welch

großes Glück, daß die Karte zurückgeſchickt wurde, ſonſt
könnte der deutſche Michel vielleicht ſchon auf den
Ruinen des Vaterlandes trauern!“ Wie unendlich viel
Karten werden in Deutſchland verſchrieben, die franzö
ſiſchen oder engliſchen Aufdruck zeigen! Aber gerade
die polniſchen ſind ſtaatsgefährlich. Der Hakatismus
treibt wirklich ſonderbare Blüten der Lächerlichkeit.

Jüdiſch- ſozialdemokratiſche Beſchimpfung
Preußens.

Man lieſt in der „reviſioniſtiſchen“ Mannheimer
„Volksſtimme“, Nr. 97 vom 10. April 1913:

„Das rote Preußenlied“.
Genoſſe Georg Davidſohn hat unſeren preußiſchen Partei

genoſſen zum eben begonnenen Wahlrechtskampfe ein Sturm
lied geſchenkt, das, nach der bekannten Melodie zu ſingen, dieſen
anfeuernden Text hat:

Jch bin ein Preußel! Kennt ihr meinen Jammer!
Ein Proletarier! Kennt ihr meine Not!
Den bleichen Säugling ſchon in dumpfer Kammer
Umſchleicht der Hunger und der kalte Tod.

Der Schnitter mäht in Scharen
Die Saat des Proletaren,

Das Kind des Reichen blüht im Sonnenſchein
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!
Die Schulpflicht ruft! Die jungen Preußen lernen
Vom König viel und viel vom lieben Gott,
Jn ihren muffig engen Schulkaſernen
Wird die Vernunft zum blöden Kinderſpott.

Knapp lernen unſere Söhne
Der Mutterſprache Schöne,

Des Reichen Kind lernt Engliſch und Latein
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!

Jns rauhe Leben tritt mit 14 Jahren
Das Kind der Arbeit und der bittern Not,
Umdroht von tauſend lauernden Gefahren
Ringts mit dem Schickſal um ein Stückchen Brot.

Seht ihr die Schlote qualmen
Hört ihr die Räder malmen?

Der Reiche hüllt ſein Kind in Seide ein
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!
Soldat! Soldat! Sie brauchen eure Glieder,
Sie zwängen euch hinein ins bunte Tuch.
Dem Volke haltet ihr die Freiheit nieder
Und euer Daſein wird dem Frieden Fluch!

Die Arbeitsbrüder ſchaffen,
Jhr ſtarrt in Wehr und Waffen,

Jhr ſchützt der Reichen goldgeſpickten Schrein
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!
Das Leben ruft! Die wilden Pulſe hämmern,
Zur Ehe lockts den Jüngling und das Weib
Sie ſchauen ſchon in naher Zeiten Dämmern
Der Zukunft Heer: geſund an Geiſt und Leib.

Der Schnitter mäht in Scharen
Die Saat der Proletaren,

Das Kind des Reichen blüht im Sonnenſchein
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!
Die Sorgennaht, früh furcht ſie Stirn und Wangen,
Die Kraft erlahmt, des Lebens Reſt verfliegt,
Dem Alter naht der Proletar mit Bangen,
Jhm lacht kein Glück, bis er im Grabe liegt.

Kein König hat Erbarmen
Mit euch, ihr Bettelarmen.

Bohrt euer Lied dem Volk in Mark und Bein!
Jch bin ein Preuße, will ein Preuße ſein!
Der Jude Georg Davidſohn iſt der ſozialdemo

kratiſche Reichstagsabgeordnete für den ſchleſiſchen
Wahlkreis GrünbergFreyſtadt. Wenn man das vor
ſtehende Machwerk lieſt „Gedicht“ wäre zuviel ge
ſagt für dieſes Hetz- und Sudelprodukt faßt man
ſich unwillkürlich an den Kopf und fragt ſich: iſt es
denn möglich, daß die wirklichen Verhältniſſe in Preußen
durch niedrige Gehäſſigkeit deyart entſtellt werden können,

iſt es möglich, daß Tauſende deutſcher Arbeiter an
geſichts der wahren Tatſachen, wie ſie in unſerer ſozialen
Geſetzgebung, der freiwilligen ſozialen Fürſorge der Ge
meinden und Privater zu Gunſten der Arbeiterklafſe
zum Ausdruck kommen, ſolchen gehäſſigen Verleum
dungen Gehör und Glauben ſchenken! So viel „Verſe“,
ſo viele Lügen, Entſtellungen und Uebertreibungen!
Und das iſt die „Bildungskoſt“ des deutſchen Arbeiters,
die ihm von ſozialdemokratiſcher Seite, in dieſem Falle
von dem Juden Jakobſohn, vorgeſetzt wird! Ein
Jammer iſt es, daß unſeren tüchtigen, im Grunde ſo
kernigen und kreuzbraven Leuten aus dem Arbeiter
ſtande ſolche Elendskoſt von einer Seite geboten wird,
die, bei Licht betrachtet, mit dem deutſchen Arbeiter
ſo wenig gemeinſam hat; ein Jammer iſt es, daß
unſere Arbeiter, durch die Parteiorganiſation gezwungen,
lediglich auf derartige „Kulturerzeugniſſe“ einer von
volksfremden Elementen geleiteten roten Hetzpreſſe an
gewieſen ſind: Geiſtige Verelendung der Maſſen!

Jn der Reichstagsſitzurſg vom 20. v. M. kam
es zu einer größeren Debatte über die Verwendung
der Juden in der Armee und insbeſondere deren
ſtillſchweigende Ausſchließung aus dem Offizierkorps.
Hierbei verwies der Antiſemit Abg. Dr. WernerGießen
u. a. auf den Ausſpruch eines ruſſiſchen Generals, der
das Judentum für den Heeresdienſt ungeeignet erklärt
hat. Dieſer General iſt der Generalmafor im General
ſtabe E. J. Martynow. Jn deſſen Werk „Die Urſachen
der ruſſiſchen Niederlagen“ finden ſich folgende Aus
führungen über die Juden in der ruſſiſchen Armee in
den Jahren 1904 1905:

„Bei der Mobilmachung (im Jahre 1904 gegen die Ja
paner) ſuchten ſie mit allen Mitteln der Aushebung zu ent
gehen, wanderten maſſenhaft aus, begingen Selbſtverſtümmel
ung c. Nach dem „Ruſſiſchen Jnvaliden“ konnten von

59 262 Juden, die im letzten Trimeſter 1904 einberufen
wurden, nur 21 371 Mann eingeſtellt werden. Auf dem
Kriegsſchauplatz ſuchten ſich die Juden nach Möglichkeit zu
Kommandos hinter der Front zu drängen, und wenn ihnen
das nicht gelang ſimulierten ſie irgend eine Krankheit, be
gingen ſogar abſichtlich Verbrechen, deſertierten oder ergaben
ſich ſogar abſichtlich dem Feind. In einer Diviſion deſer
tierten vom 1. April 1904 bis 1. Juli 1905 256 Juden;
von Soldaten aller anderen Nation dagegen nur acht. Die
in der Front verbliebenen Juden übten gewöhnlich einen ſehr
ſchlechten Einfluß auf ihre Kameraden aus und waren infolge
ihrer Nervoſität die Hauptverbreiter aller möglichen Paniken..
Einen guten Truppenteil mit einem ſtarken Prozentſatz von
Juden verſetzen heißt deshalb ſoviel als denſelben auf die
ſicherſte Weiſe zu demoraliſieren.“ (Martynow S. 63 64.)
Dem Abgeordneten Dr. Werner entgegnete im

Reichstag der Sozialdemokrat Heine und gab, dem
Bericht der „Augsb. Abendztg.“ zufolge, folgenden Aus
ſpruch zum beſten: „Sollten die Juden zurückgewieſen
werden, weil ihnen eine Kleinigkeit fehlt? Jch denke
an keine Sauerei“. Die anderweitige „Kleinigkeit“
welche den Juden fehlt, bezeichnet Arthur Schopenhauer
in ſeinen „Parerga et Paralipomena“ ganz genau
und deutlich: eine ſo wunderſame Abweſenden
alles deſſen, was das Wort verecundia ausdrückt“,
womit er den hervorſtechendſten Zug des Judentums
treffend kennzeichnet.

Neue Vermögensverzeichnis Formulare beim
Offenbarungseid ſollen eingeführt werden. Dem Schuld
ner wird mit der Ladung ein ſolches Formular zuge
ſtellt werden.

Die in Ausſicht geſtellte Amneſtie hat bereits
Blüten der Willkür gezeitigt. Durch den Blätterwald
ſäuſelte bereits am Tage des Erlaſſes die Kunde von
der Begnadigung eines wegen Verleitung zum Meineid
mit Zuchthaus beſtraften Herzoglichen Oberamtmanns.
Jetzt kommt die Kunde:

Der begnadigte Defraudant.
Eine Blättermeldung beſagt, daß der Defraudant

Kluge, der vor vier Jahren bei der Firma Arthur
Koppel in Berlin eine halbe Million Mark unter
ſchlug und zu einer mehrjährigen Gefängnisſtrafe ver
urteilt wurde, begnadigt worden ſei. Die Freilafſung
ſei breits erfolgt. Er habe noch etwa neun Monate
ſeiner Strafe zu verbüßen gehabt Sollten wirklich
hinter Gefängnismauern keine Würdigeren ſitzen als
dieſer flanierende Lebejüngling, der mit allerhand Ko
kotten durch die Lande zog und das Vertrauen ſeines
Hauſes betrog, das ihm im reichſten Maße entgegen
gebracht wurde. Kluges Delikt fällt weder unter den
„Leichtſinn“ noch unter die „Verführung“, die der
Gnadenerlaß des Kaiſers meint. Es iſt einfach un
verſtändlich, wie ſeine Begnadigung bei dieſem Anlaß
empfohlen werden konnte. Wäre ſie mit Krankheit
oder vorzüglicher Führung motiviert, ſo läge der Fall
anders Aber einfach königliche Gnade vor Necht er
gehen laſſen, weil die Handhabe gelegen kommt, das
iſt entſchieden zu weit gegangen und entſpricht gewiß
nicht den Jntentionen des Jubiläumsſpenders.

Judenverfolgung in Polen.
Jn Mondſchejew in Polen wurden 6 Häuſer von

Juden in Brand geſteckt. Die polniſche Bevölkerung
weigerte ſich, den Juden Hilfe zu leiſten. Zu den
Löſcharbeiten mußte Militär herbeigezogen werden.
Die polniſchen Dorfbewohner wollten ſchließlich mit
Gewalt die Juden an der Bergung ihres Eigentums
und namentlich der Thorarolle hindern.

Eine jüdiſche Zeitſchrift in Konſtantinopel
verboten.

Die von dem ehemaligen politiſchen Chefredakteur
des Journal de Salonique Samuel Levy, der infolge
von revolutionären Wirren und der Balkanunruhen
nach Lauſanne flüchtete, herausgegebene Zeitſchrift
„„Niedergehender Halbmond“ wurde, wie gemeldet wird,
in Konſtantinopel verboten. Ein an den Exſultan
Abdul Hamid adreſſiertes Exemplar wurde beſchlag
nahmt, weil darin eine Beleidigung der Regierung er
blickt wird, und der Fall dem Kriegsgericht zur Ab
urteilung übergeben.

Wie ſagt CohnOppert? „Jedes Land muß ſich
ſchützen gegen die Juden.“ Denn, wie ein anderer
Jude ſchreibt: „Die Revolution iſt der Stern Judas.“

Beſtrafte norddeutſche Kulturlümmelei.
Mehrere Muſenſäuglinge aus Boruſſiens Gauen

amüſierten ſich ſeinerzeit in einem Münchener Reſtau
rant gelegentlich eines Tanzabends damit, daß ſie von
einer Loge aus die Tanzenden und die untenſtehenden
Tiſche mit unflätigen Gegenſtänden bewarfen. Als ein
Kriminalſchutzmaun einſchritt, ergriffen ſie tapfer die
Flucht, nur der Jngenieurpraktikant und Einjährig
Freiwillige Ed. Rosbach konnte feſtgenommen werden.
Wegen unerlaubten Ausganges in Zivil, Verübung
groben Unfugs c. erhielt er vom Regimentskommandeur
5 Tage „Mittel“ und 8 Tage Haft, welche Strafe zu
nächſt vom Landgericht auf 3 Tage Haft herab, vom
Berufungsgericht aber wieder auf 5 Tage Haft hinauf
geſetzt wurde. Bravo!

Jn Debrezin wurde die Lehrerin Los verhaftet,
die im Laufe der Jahre neun ihrer unehelichen Kinder
getötet hatte. Und ſo etwas nannte ſich Lehrerin!



Eine preußiſche Rieſenblamage.
Mag man nun der Anſicht ſein, daß die neue

Militärvorlage notwendig iſt, oder mag man der
Meinung huldigen, daß ſie keine Notwendigkeit vor
ſtellt: Jmmer bleibt beſtehen, daß ſie für die preußiſche
Militärverwaltung und den großen Generalſtab eine
ſaftige Blamage bedeutet. So oder ſo zeigt ſie, daß
Preußen zum mindeſten jetzt einer richtigen Leitung

der deutſchen Armee und der deutſchen Landes Ver
teidigung gar nicht fähig iſt.

Nehmen wir einmal an, die Militärvorlage ſei
wirklich notwendig. Dann muß ſofort die Tatſache
konſtatiert werden, daß der preußiſche Kriegsminiſter
und der große Generalſtab dieſe Notwendigkeit nicht
erkannt haben. Sie wurde vielmehr vom Wehrverein
und vor allem vom General-Major a. D. Keim, der
ſich überhaupt immer mehr zum wirklichen preußiſchen
Kriegsminiſter auszuwachſen ſcheint, entdeckt. Dem
Wehrverein fällt es bekanntlich nicht ein, ſein Licht
unter den Scheffel zu ſtellen ſondern er erklärt offen,
daß die Militärvorlage ſein Verdienſt ſei und er den
preußiſchen Kriegsminiſter und den großen General
ſtab vorwärts getrieben habe. Herr von Heeringen
ſuchte ſich freilich damit zu entſchuldigen, daß er ſagte,
die Wehrvorlage ſei erſt durch die überraſchende
Wendung des Balkankrieges hervorgerufen worden.
Tatſächlich hat aber der Wehrverein für die Hauptziele
der jetzigen Heeresvermehrung ſchon in einer Zeit
agitiert, in der im Deutſchen Reich noch kein Menſch
an den Balkankrieg dachte. Und für was ſchickt denn
das Königreich Preußen einen Militärattaché nach
Konſtantinopel, wenn es nicht einmal rechtzeitig erfuhr,
daß die türkiſche Armee verlumpt und verlottert war?
Jn der Budgetkommiſſion ſagte Herr von Heeringen,
die türkiſche Armee habe überhaupt keinen richtigen
Train beſeſſen. Hat er dies trotz dem Militärattaché
in Konſtantinopel, trotz den zur türkiſchen Armee kom
mandierten preußiſchen Offizieren und trotz dem brillanten
Reorganiſator von der Goltz, um den uns die ganze
Welt beneidet, erſt durch die Niederlage der Türken
erfahren? Wenn er es aber ſchon vorher wußte,
warum zog er nicht ſchon früher die Konſequenzen?
Ein kgl. preußiſcher General der Infanterie wird doch
hoffentlich wiſſen, daß eine Armee, der der rechtzeitige
Nachſchub an Munition und Verpflegung fehlt, unter
liegen muß. Und darum hätte der preußiſche Kriegs
miniſter die Vorlage, wenn ſie wirklich notwendig iſt
und er ſich nicht das Zeugnis ausſtellen will, daß er
ſamt ſeinen preußiſchen Büchſenſpannern den türkiſchen
Armeezuſtänden blind gegenüber ſtand, früher und aus
eigener Jnitiative einbringen ſollen.

Nun kommen wir zu der zweiten Möglichkeit, daß
die Heeresvermehrung unnötig iſt. Dann iſt die
Blamage nicht weniger groß. Jn dieſem Falle liegt
die Sache ſo, daß die preußiſchen Militärweiſen die
Kräfte des deutſchen Volkes derart unter jene ſeiner
vorausſichtlichen Gegner aber in einer Weiſe über
ſchätzen, daß ſie dem ſowieſo ſchon unter ſchlechtem
Geſchäftsgang und Steuerdruck ſchwer leidenden deut
ſchen Michel ohne triftige Gründe, oder beſſer geſagt,
aus lauter Geſpenſterſeherei, ein Milliardenopfer auf
bürden. Dann hat das kgl. preußiſche Kriegsminiſte
rium ſich einfach von den für Kaiſer und Reich, Profit
und Offiziersavancement arbeitenden Rüſtungstreibern
an der Naſe herumführen laſſen.

Zu den Erſcheinungen, die dem deutſchen Volke
einmal ſehr gefährlich werden können, gehört auch die
Tatſache, daß Preußen einen militäriſchen Nimbus hat,
der ihm gar nicht zukommt. Er ſtammt von den
Lorbeeren, die es 1866 und 1870/71 nicht zuletzt durch
die Unfähigkeit ſeiner Gegner erntete. Bei ſeinem

Einmarſch in Böhmen wäre es 1866 elend verhauen
worden, wenn Oeſterreich hier einen Strategen an der
Spitze ſeiner Armee gehabt hätte. Und 1870 verfügte
es am Anfang des Krieges über eine Uebermacht von
rund 80 Prozent (450 000 Deutſche gegen 250 000
Franzoſen). Außerdem war die franzöſiſche Heeresor
ganiſation verlumpt und verlottert. Und überdies
wurde die ſtärkſte kaiſerliche Armee von dem politiſchen
Jntriguanten Bazaine geführt.

Vielleicht bereitet Herrn v. Heeringen ſeine eigene
Militärvorlage ſchon jetzt mancherlei Unbehagen, weil
die Sozialdemokratie ihre Taktik klug geändert hat.
Sie fordert nicht mehr z. B. die Einführung der Miliz,
ſondern der einjährigen Dienſtzeit. Das iſt aber ein
Verlangen, das auch in den Kreiſen des Bürgertums
und der Bauern ſchon viele Anhänger hat und immer
mehr Anhänger gewinnen wird. Außerdem ſtellten die
Umſtürzler noch mehrere Anträge, deren Realiſierung
dem Heere und dem Volk nur gut tun könnte. So
haben ſie für die nächſten Reichstagswahlen ausgezeichnet
vorgearbeitet. Darüber kann ja kein Zweifel ſein,
daß dieſe Wahlen ſich um die Militärvorlage drehen
werden, mag ſie auch ſchon ſeit Jahren bewilligt ſein.
Das Volk wird dann unter denen, die es ſo ſchwer
belaſtet haben, eine Muſterung vornehmen.

Zur „Welfenfrage“.
Unſere Hurrapatrioten und Reichsſtiefelputzer ſind

in großen Nöten. Wie hatten ſie ſich alles ſo ſchön
ausgedacht! Die Vermählung des Prinzen Ernſt
Auguſt von Braunſchweig und Lüneburg mit der Prin
zeſſin Auguſta Viktoria von Preußen ſollte zugleich
eine politiſche Ausſöhnung der Häuſer Hohenzollern
und Welf ſein, ſollte wie ein naſſer Schwamm die
Erinnerungen an die Ereigniſſe des Jahres 1866 aus
wiſchen und die DeutſchHannoveraner als Partei vom
Erdboden verſchwinden laſſen.

Als dann aber das alles nicht eintraf, als von
kompetenteſter Seite erklärt wurde daß es ſich hier
um eine reine Familienangelegenheit handle, um ein
Herzensbündnis zweier Erdenkinder, die ſich in Liebe
gefunden, als die hannoverſche Frage ſich noch lange
nicht als „erledigt“ herausſtellte, als die Deutſch
Hannoveraner ſich nach einem mehr als 40 jährigen
Kampfe nicht plötzlich ſchlafen legten, um aus ihrer
Haut ſich Riemen für die Nationalliberalen und die
Konſervativen ſchneiden zu laſſen und als insbeſondere
vom „Welfenhauſe“ ſo gar keine Kundgebung erſchien,
die den ſchönen Traum der p. t. HurraPatrioten und
Reichsſtiefelputzer zu nähren und der „welfiſchen Agi
tation“ ein energiſches „Quos ego“ zuzurufen geeignet
geweſen wäre, da war großer Reichsjammer in der
PatriotenBude, ſo daß ſelbſt der Stoiker Bethmann
Hollweg ſich dieſer Armen am Geiſte erbarmte und
ihnen durch Veröffentlichung des Schreibens des Prinzen
Ernſt Auguſt an den Reichskanzler etlichen Troſt
ſpenden zu müſſen vermeinte.

Und ſiehe dal Die ſehr in die Länge gegangenen
Geſichter der Reichsſtiefelputzer, die zu dem noch ſehr
bedenklich die Ohren hatten hängen laſſen, heiterten
ſich ſchnell wieder auf, wie der Himmel nach einem
Hagelſchauer. Des Kaiſers Schwiegerſohn hatte zwar
nicht auf „welfiſchen“ Anſprüche an Hannover ver
zichtet, aber ſeine ausdrückliche Bezugnahme auf den
preußiſchen Fahneneid und ſeine Erklärung, daß er
nichts tun und nichts unterſtützen werde, was darauf
gerichtet iſt, den gegenwärtigen Beſitzſtand Preußens
zu verändern, enthalten implicite einen Verzicht auf
die hannoverſchen Anſprüche meinten die Reichs
ſtiefelputzer, die ſich offenbar mit den Regeln der
Logik noch nie beſonders ſtrapaziert haben. Auch dieſe
Freude war denn nur ſehr kurz; die böſen Deutſch

Hannoveraner, anſtatt die hurrapatriotiſchen Jnterpre
tationskünſte mit untertäniger Bewunderung hinzu
nehmen, zerpflückten den ſchönen Traum der Reichs
ſtiefelputzer in grauſamer Weiſe. Das Schreiben des
Prinzen ſage ja gar nichts Neues und enthalte nichts,
was die deutſch hannoverſche Agitation irgendwie
hindernd beeinfluſſen könne. „Man“ agppellierte an
den greiſen Herzog von Cumberland ſelbſt, doch dem
„welſiſchen Treiben mit einem Machtwort ein Ende
zu bereiten mit dem Erfolg, daß der Herzog durch
den Mund des Reichstagsabgeordneten Alpers ver
kündigen läßt, daß hier Treue mit Treue gehe und
die DeutſchHannoveraner nicht allein für des Fürſten
Recht, ſondern auch für des Volkes Recht und das
Recht des Vaterlandes kämpfen. Nicht mit den Mitteln
der Gewalt, ſondern auf dem Boden des Geſetzes
fußend, den endlichen Sieg des Rechtes durch eine
friedliche Löſung erhoffend!

ba auch mit dem Appell an den Herzog war's
Eſſig!

Zwar hat der preußiſche Miniſter v. Dallwitz bei
der Einweihung des neuen Rathauſes in Hannover in
ſeiner Rede gemeint, daß „dieſe ſchöne Provinz ein
lebendiges, für alle Zeiten untrennbares Glied des
preußiſchen Staates“ ſei, allein es ſind jetzt etwas
mehr als 100 Jahre her, daß Preußen Hannover aus
der Hand Napoleons als Sündenlohn in Empfang
nahm, bezw. ebenfalls für „ewige Zeiten“ annektierte,
um ſchon einige Jahre ſpäter nach der ſchimpflichen
Doppelniederlage bei Jena und Auerſtädt im Kampfe
mit dem nämlichen Napoleon Hannover wieder und
dazu noch alle ſeine Beſitzungen weſtlich der Elbe zu
verlieren, als Strafe für ſeine zahlloſen Preußereien
an „Kaiſer und Reich“.

Man ſoll in der Politik niemals „niemals“ ſagen.
Die Geſchicke der Völker und Staaten unterliegen der
Wandelbarkeit und der ſteten Entwicklung:

Die Welt iſt rund und muß ſich dreh'n,
Was oben war muß untergeh'n.

Wir wünſchen ſicher keinem Volke und keinem
Staate etwas Böſes, aber wenn irgend etwas, ſo be
weiſt die Geſchichte der Völker und Staaten die Rich
tigkeit des Sprichwortes: „Gottes Mühlen mahlen
langſam, aber ſicher.“

Danzig. Das Schwurgericht verurteilte wegen
Verbrechens aus S 218 des Strafgeſetzbuches den
praktiſchen Arzt Dr. Julius Lewy zu 5 Jahren
Zuchthaus und 5 Jahren Ehrverluſt.

Bei Einkäufen empfehlen sieh:
Richard Elze

Grösste Auswahl in Posamenten, Trikotagen, Kurz-, Woll
und Weiss waren. Neu aufgenommen: Putz.

Gegrüncdet [883. Marktplatz
Alexander Blau

Tapisserie, Posamenten, Trikotagen und Wollwaren.
Geschäft besteht seit 1853. Leipzigerstrasse 99.

W. F. Wollmer
Posamenten, Straumpfwaren, Trikotagen, Woll waren.

Gegründet 1769. Gre Ulrichstrasse 44
H. Schnee Hachf., A. F. Ebermann.

Spezialität Trikotagen, Strümpfe,
Gr. Steinstr. Hr. 842

Gust. Liehermann
Herrenartikel, Wäsche, Trikotagen, Strümpfe, Wollwaren.

Geiststre 42.
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Korsetts m Leibbinden
Untertaillen

h Saison-Ausverkaut

Spezial -Korsett- Fabrik

Bernhard Häni
Halle a. Saale
Schmeerstrasse 2

P.

Mit Gegenwärtigem beehre ich
mich Ihnen die ergebene Mit-
teilungzu machen, daß ich meinem
Photo- Spezial-Geschaft eine

Stempel Manufaktur

angegliedert habe und bitte bei
Bedarf um gütl. Berücksichtigung.

Hochachtungsvoll

Alfred Kirchhoff, Halle a. S.

Unvyerheirateter evangel.

Wirtschaftsbeamter

nicht unter 26 Jahren, mit
schwerem Boden- und Räben-
bau Vertraut, der unter Ober-
leitung zu wirtschaften hat,
zum sofortigen Antritt gesucht.
Vorläufig nur schriftliche Be-
werbungen. Friedrich Loss

Co., Wolwirstedt:.

Für mein Getreide-, Putter
und Dängemittel Geschaäft in
kleinerer Stadt d. Herzogtums
Braunschweig wird zum 1. 10.
oder früher ein junger Mann
für Kontor und Lager gesucht-
Es wollen sich nur tüchtige
u. zuverlässige Herren melden.
Offerten an die „Elm-Zeitung“
Schöppenstedt, erbeten.

Verheirateter Inspektor

kür 4000 Mrg. grosse Bäben-
wirtschaft m. Brennerei, Blätter-
trocknung und Jungviehzuecht
zum 1. Oktober gesucht.
Schriftl. Meldg. mit Zeugnis-
abschriften unt. F. 659 beförd.
d. Expd. d. Magdeb. Ztg.

Ein b. Hausmädchen
d. g. bürgerl. Kochen Kann, w.
p. I. August ges Off. m. Bild,
Zeugn. u. Geh. erb. Ed. Rohn,
Luckenwalde, Breitestr. 19/20.

Verleger und verantwortlicher Redakteur: C. Schröder, Halle a. S. Mittelſtraße 6. Druck von Carl Gleditzſch, Halle a. S., Geiſtſtraße 19, Fernruf 902.
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